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Vandalismus rückläufig, 
Mietschulden steigen 

Lage der Wohnungsunternehme~l „absolut stabil" 

Die Wiohnungsiinternehnen in 
Berlin haben in den vergangenen 
Jahren einen erfreulichen Rück- 
gang bei GraPiiti und V a n a m u s  
festgestellt. Das teilte gestern der 
Verband Berliil-Bnndenburgischer 
Wohnungsunternehnien (BBW 
mit, dessen Mitglieder in Berlin 
717 000 Wohnungen verwalten. 
Wahrend 1997 unlgerechnet noch 
7 Millionen Euro fiir derartige 
Schaden auigeweiidet werden 
mussten, waren es 2003 ..nurM noch 
3.5 Milliotien Curo. Denn seit der 
Aktikricii ,,Saubere Stadt" 1997 seien 
die Mitghedsiinternehrnen dazu 
übergegangen, Schniierereieii so- 
fort zu beseitigen, sagt BBU-Vor- 
stand Lud\vig Burkardt. 

Weiter gestiegen sind hingegen 
die Mietschulden, die sich noch 
2000/2001 rückläufig entwickelt 
hatten. Von 20Q2 aitf2UiJ3 stieg die 
Summe der Mietrückstande bei den 
Berliner Unternehmen von etwa 
156 auf 164 Millionen Euro. 

Die 6naniieUe Lage der BBU- 
Mitgheder bezeichnete Burkardt 
hingegen als ,,absolut stabil". 2003 
seien 867 Miilionen Euro investiert 
worden, für 2004 sind 884 Millio- 
nen eingeplant. Die hohen Ii~vesti- 
tionen drücken sich laut BBU in 
Modernisierungsstmd der Berliner 
Wohnungen aus. Danach sind in 
den Ostbezirken nur noch 18 Pro- 
zent des Bestandes noch nicht oder 
nur gerin@%gig niodernisiert. ha 
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Mietschulden 
stark gestiegen 
Schuldnerberater helfen 

te Berliner Wohnungsunter- D' nehmen bekommen zuneh- 

spüren. Die ~ ie t schu lden  haben 
sich in den vergangenen zehn Jah- 
ren um fast 100 Millionen Euro er- 
höht. Von ~ u t  68 Millionen Euro in1 

des ßerlin-Brandcnburgisclier 
\Vohnungsunternehtuen (BBTJ) bis 
Ende vergangenen Jahres auf 164 
Millionen Euro an. Das berichtete 
am Donnerstag BBU-Vorstandsmjt- 
glied Ludwig Burkardt. Die Ent- 
wicklung zeige, dass sich „die Sozi- 
alstruktur tendenziell eher ver- 
schlechten". Mit dem Einsatz von 
mehr als 50 Schuldnerberatern ver- 
suchten die landeseigenen Woh- 
nungsbaugese(lschaften. den be- 
troffenen Haushalten zu helfen. 

Um keine Mieter zu verlieren, 
könne der zum 1. April erfolgte zu- 
sätzliche Abbau der Förderung für 
den sozialenWohnungsbau von vie- 
len Vermietern nicht komplett als 
Mieterhöhung an die Haushalte 
weitergegeben werden, sagte Bur- 
kardt. (rl1t1.J 

Wohnungseigentümer: 
Vandalismus 
riickkaufig - 

Mietschulden steigen 
3ie Wohnungsunternehmen in Ber- 
in  haben in den vergangenen Jah- 
e n  einen erfreulichen Rückgang 
3ei Graff'iti und Vandalismus fest- 
;esteilt. Das teilte gestern der Ver- 
3and Berlin-Brandenburgischer 
,Vohnungsuntemehmen (BBU) mit, 
essen Mitglieder in Berl'i 717 000 
vVohnungen verwalten. Wahrend 
.991 umgerechnet noch 7 MiUionen 
iuro für derartige Schäden auf- 
zewendet werden mussten, w m n  
2s im vergangenen Jahr „nuru noch 
3,5 Miionen Ern. Denn seit der 
W i o n  ,,Saubere Stadt" 1997 seien 
iie Mitgliedsunternehmen dazu 
ibergegangen, Schmiereien so- 
iort zu beseitigen, sagte BBU-Vor- 
;tandsmitglied Ludwig Burkardt. 

Erneut gestiegen sind hingegen 
lie Mietschulden, die sich noch 
~000p001 rückläufig entwickelt 
latten. Von 2002 auf 2003 stieg die 
jumme der angelaufenen Miet- 
ückstände bei den B e r h e r  Mit- 
:liedsunternehmen von etwa 156 
iuf 164 Millionen Euro. 

Die finanzielle Lage der BBU- 
Mitglieder, insbesondere auch der 
;4 städtischen Wohnungsunterneh- 
nen, bezeichnete Burkardt hinge- 
gen als „absolut stabii". insgesamt 
ieien im vergangenen Jahr 867 Mil- 
ionen Euro investiert worden. für 
iieses Jahr sind etwa 884 Millionen 
?ingeplant. 

Die hohen investitionen drücken 
i c h  laut BBU im Modernisierungs- 
itand der Berliner Wohnungen aus. 
3anach sind in den Ostbezirken 
nittlerweiie nur noch 18 Prozent 
ier 374 000 Bestandswohnungen 
loch nicht oder nur geringfügig 
nodernisiert. Im ehemaligen Wes- 
;en, wo über die J b e h n t e  kon- 
:inuierlich in die Bestände inves- 
:iert worden sei, liegt diese Quote 
2ei 12 Prozent. ha 
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HILFE Es gibt 50 spezielle Berater 
H~vlin . Die Mietsehulden der r i~enSpiwenjd~r  lW4 l V Y 4  n a -  
Berliner wachsen:Allein bei r ~ ~ ~ c s ! ~ u r ~ ~ ~ ) \ l i l l i ~ ~ n v ~ ~ ~ : u r ~ ~  
den 145 öffeniiirhcn, privaten [{Bk - \ ' u r ~ ~ . ~ ! ~ . ~ l ~ ~ ~ ~ i ~ g l i e d  1 . ~ 4  
und gcnousensrhaftlichrn \i ig I lurk~rJ t . .  l h ,  i.i t .!I L v i  
Mitgliedern d n  Wohnungs- c l x ~ ~ i  ~h!ur. CIJ- -1c4 Jic S \ n i ~ l  
unternehmens-verband &EU ~trukturBerlinsvcr~chlcchtcrt." 
waren es Ende Z W 3  rund 164 Lnsgesamt sind die Mict- 
Müüonen Eum. schulden in Iierlin noch viel 

höher: Die IIBU-Ilntemehnien 
1 ) s  sind ~ c h t  Millinnen Euru hesiaen uder \~cm-aiten nur 

mehralsein Jahrzuvorundeine 717 000 der 1,874 hliiliotien 
Milliun mehr als heim bishe- Wohnungen. 

Liidwig: „Die städtischen 

i m C e # e n c a ~ ~ u d e n  %lief. Christinn ticrherg, Srhulilnr~r 
>chuldcnsinkcnbridcnHBU- n<,r;wr Iieitn I>iakuni,chcn 
UnternehmendieKwtea & \I erks: ..Leider hnhen die Leute 
CIIC R r n ~ ~ t i g u n ~ v o n C r ~ f f i o  
und i'mdalismur 
Mus*ten 1998nwh7.7 Millio- 
nen Euru dafur Zufgewendet 
werden. warenes 2üü3 .nur  
noih3.5 MillionenEuro. 
LudwigBurkirdc 3 i t d e r  
Senatsak<ion.Siubere Stadt' 

nxhr ~"gs t  vor der Bank oder 
der Firma. bei denen sie Kredite 
laufen haben, alsvor ihren1 Ver- 
mieter.'. Der Rat an Menschen, 
die ,,klamm" sind, sei deshalb: 
,,Erst Miete mhlenl" .411es andc- 
resei leichter zuregeln. 

Viele uüssten nicht dass sit. 
1997sindun&~rtgii&~- bei tiicdrigern ~ r r d k n s t  An- - spruch auf erg3nzende Sozial- 

hilfe hiitteii. In Miet-Nnt kamen 
aher auch Sozialhilfeempfanper. 
weil sie das .Miet-Geld für ande- 
re Vinjp ausgehen würden. Oft 
seien Mütter betroffen. die von 
ihren Männern sitzengclassefi 
uurdcn. <;L 
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Mietschulden steigen, Sozialmieten auch 
Wohnungsunternehmen beklagen Einnahmeausfälle / Leerstand leicht rückläufig 

V011 Bernd Kammer 

Die Mietschuldrn in ßerlin steigen wiodor 
an. Innerhalb von zwei Jahren erhöhten 
sich dadurch dir Einriahmeausfälle bei 
der1 145 Mitgliedsfirmen des Verbandes 
Bt?rlin-ßrandrnburgischer Wohnimgs- 
unternehnien (BBIJ) iim rund 20 Millionen 
auf 164 Millionen Euro. Einen ähnlich h«- 
hen Stand haiie es bei ihnen nur 1990 ge- 
geben, danach waren die Schulden auf 
143 Millionen Euro 2001 zurückgegan- 
gon. 1994 lagen sie noch bei rund 69 Mii- 
lioiien Euro. Die BBli-Unternehmon, zu 
denen auch die landeseigeneil Wohriungs- 
baugeselischaften gehören, verwalten fast 
jede zweite Rcrlinrr Mietwohnung. 

»Dnr Anstieg spiegelt die insgesamt 
schwierige wirtschaftliche Lage vieler 

Haushalte widera, konstatierte RBU-Vor- 
stand Ludwig ßurkardt. Obwohl die Zahl 
der Soziabilfeempfärig~r leichl rückläufig 
sei, liegt. Beriin im Vorgleich zu anderen 
GroRstädtcn weiter auf Platz eins. Durch 
din schleppt.nds Bearbeiturig dcr Wohri- 
geldanträge in ~nanchen Bezirken würde 
sich das Probleni verschärfen. Ost-West- 
I:nterschiede sieht ßurkardt nicht, die 
Scliuldiirr würden sich über dir gesamte 
Stadt verteilen. Die Mitgliedsimterneh- 
men seien bemüht, ihnen aus der Misere 
zii hrifeii. AUein dir Wohnurigsbaugesell- 
schaften beschäftigten .50 Schuldnerbera- 
!er »Eine Räumungsklage ist die schlech- 
teste Liisung«, so Burkardt, weil offrne 
Recliiiungen meist nicht bezahlt und au- 
l3erdem Renovierungen fallig würden. 

Höhere Belastungeir befürchtet der RßI :  

zialwohmingen. Zum 1. April 2004 wie 
auch znm 1. April 2005 kiinnen dadurch 
die Mieten um jeweils 0 3 0  Euro pro Qua- 
dratmetpr erhiiht worden. Für eine 71) 
Quadratmeier große Wohnung bedeutet 
das einen Mietsprimg von 42 Euro. Laut 
Burkardt haben die meisten Ilnterneh- 
men die erste Erhöhung vollzogen, die 
zweite Stufe im nächsten Jahr sei jedoch 
kaum zu realisieren. aSozialwohnungen 
sind bald teurer als auf dem freien M'nh- 
nungsmarkt, und das in einer Zeit, wo die 
Leute immer weniger bezahlen kiirineii.« 

Trot,z eines Schnldenbergs der W&- 
nu~igsbaugeseUschaften von zehn Milliar- 
den Euro bezeichnete ßurkardt die finan- 
zielle Lage der ßßii-Mietglieder als »abso- 
lut stabil*. Durch die vorzeitige Rückzah- 
lung von AutWsndungsdarlehm in Höhe 
von 290 MiUionen Euro habe man auch ei- 
nen Beitrag geleistei., um das Haiishalts- 

loch des Landes etwa zu schließeri. »Un- 
dramatisch« sei auch die Leerstandssitua- 
tion. Mit 39 000 Wohnimgen standen En- 
de 2003 rund 1500 weniger leer als ein 
Jahr zuvor. Das entspricht einer Quote von 
5 5  Prozent,. In den Ostbczirkeri liegt sie 
bei 7.4 Prozent und ist damit leicht rück- 
Iiiufig, in den Wstbezirkeri stagnierte sie 
bei 3,4 Prozent. Wegen ochter Vermie- 
tungsschwierigkeitm stehen laut ßur- 
kardt lediglich knapp 16 700 Wohnimgen 
leer ( 2 3  Prozent). 

Die BK-Zahlen %Merlogeri auch die 
Le~enAe, wonach Berlin e i w n  zu gronen 
Bestand aii kommunalen Wohnungen ha- 
be. Mit 345 000 Quartiorrn liegt er derzoit 
bei 18.4 Prozent, nach dem geplant,en Ver- 
kauf der GSW wären noch 15,4 Prozent in 
öffentlicher Hand. In Frankfurt/Main sind 
es 18,3 Prozent, in Essen 1&1, in Ham- 
burg 1.5.0 urid i ~ i  Münclieri 1 1 5  I'rozent. 
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Viele Mieter 
zahlen nicht 
In ßerlin gibt es nach Angaben 
der Wohnungswirtschaft im Ver- 
gleich mit anderen deutschen 
Großstädten die meisten säumi- 
gen Mieter. Die Mietschulden 
seien von 68 MillionenEuro 1994 
auf inzwischen 164 Millionen 
Euro gestiegen, teilte der Ver- 
band Berlin-ßrandenhurgischer 
Wohnungsunternehmen (BBLI) 
gestern mit. .,Das spiegelt die ins- 
gesamt schwierige wirlschaftli- 
che Lage vieler Haushalte wie- 
der': sagte BBU-Vorstand Ludwig 
ßurkardt. Die 145 BßU-Mitglieder 
mit insgesamt 717.000 verwalte- 
ten Wohnungen seien bemüht, 
säumigen Mietern mit Beratern 
aus der Misere zu helfen, erklärte 
Burkardt. Eine Räumungsklage 
sei der letzte und schlechteste 
Weg, weil in der Regel die offene 
Mietrechnung nicht mehr be- 
zahlt werde. DPA 

BILD 23.04.04 

stiegen von 68 
Mio Euro (1994) 
auf 164 Mio Euro 
(2003). 

,,Das spiegett 
die insgesamt 
schwierige wiit- 
schaitliche Lo e P vieler Hausha te 
widef'. sagte Lud- 
wig Burkardt (57), 
Vorstand des Ver. 
bandes der Woh- 

über die gesamte 
Stadt. Burkhardt: 
,,Die Räumum s 
r<~a e ist Je; 
schkzhteste 
Weg, weil dann 
meist offene 
Rechnungen und 
Renovierung nicht 
mehr bezahlt wer- 
den." 

Pro Iahr gibt es 
rund 6000 Kla- 

aen. Bei Sorcal- 
hi~feempfängern 
sprin t meist das 
~oziayamt ein, 
übernimmt die 
Schulden. Danach 
übemeist es die 
Miete direkt, da- 
mit sie nicht wie- 
der für etwas an- 
deres ausgege- 
ben wird. 

Wann gekün- 
digt werden 
kann? Bei zwei 
Monatsmieten im 
Rückstand. Br. 
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BEIILI i i  Uie'p,Zahl macht 
troiirn. 184 Hilliunen Eum schul- 
den Berlins Mieter den oüenili- 
chen Wubnungshauyrsellschaft~n. 
So viel wie noch nie! Cnd so viel 
wie in eanz Deutschland nicht. 

Hinter der nackien Zahl ver- 
heqen sicb zehntausende Scbick- 
sale. Wie das von Familie Koch 
a l ~ ,  Stegütz. Rund 6750 E r n  
schulden Mxhaela und M l e v  
Koch der Wohnungsbaugeseii- 
schaft GSW. Jetzt habpn sie die 
Rämmng erhalten. 

Mutter Michaela 1st zum vierten 
Mai Ilochschwanger. Vater Detlpv 
~ i i i s s  d e  nalc srchskupliyr Fami- 
:W >nut 1200 Eum Monat-svrrdieml 
rluicht,ruiern . Sei1 Man uanrn 
wir darad,  dass uns das Sozial- 
amt unterstutzt. Aber nichts pas- 
siert." 

Marco Pmß. 26, aus Snandau 
wurde wegen seiner ~ ie t s~h~ i l c l en  
von 890,67 Euro geküßdigt. ..Bis- 
her habe ich mich noch nicht z ~ i r  
Vermietrrgesellschaft getraut. Lch 

I schalten zu gehen. Allein bei den 
RBU-Ünternehmen mht es 50 Be- 

dachte, ich warte einfach mal ab 
was passlert " 

Eine Tuklii. die viele saumige 
Mieter anwenden, wie b e m a n n  
Vetter, Chef den Mietewereins 
wein: ..Den Konf in den Sand zu 

- 
ratei. 

Ins s a m t  liegen die Mietsehul- 
den &; Berliner uahrschemheh 
soear doo~eiz So hoch DIP lin 

shcken ist ein-gm&r Fehier. am 
Ende dmht der Verlust der Wnh- 
aung." Besser ist W EU den Schul- 
denberatem der Wnhnungsgeseli- 

Hat Mktachulden: Michaela Koch mn Ihren Kindern IUSIin, 1. 
Sebastian. 3. und Steven. 5 ~ o t o  Ran t N * r  

Beitrag in der Berliner Abendschau am 22. 04.04 
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Wie leer steht Berlin? 
Wohnungswirtschafi: Nicht jede unbenutzte Wohnung hat Verrnietungsproblerne 

Welche Perspektiven hat der Berliner 
Wohnungsmkt? Manch Investor 
meint, dass die Zukunft nur noch bes- 
ser werden kann, und will kaufen. Ein 
wichtiges Indiz dabei sind Leerstands- 
zahlen - und he r  wdi der Verband 
Berlin-Brmdenburgischer Wohnungs- 
unternehmen (BBU) ein Entwar- 
nungszeichen setzen: Die Leerstands- 
quote sieht man im Verband bei 5,s 
Prozent, wobei es um Osten bei „wei- 
terhin leicht rücklaufigen" Zahlen 7,4 
Prozent sind und im Westen der Wert 
bei etwa 3,4 Prozent stagniert. Und die 
Redit'at sei noch geringer -- bezie- 
hungsweise positiver. 

Die Zahlen haben Gewicht, denn 
der Verband BBU vertritt öffentliche 
und private Wohnungsunternehmen, 
die zusammen 42 Prozent aller Berliner 
Wohnungen besitzen oder verwalten. 
Von diesen rund 717 000 Wohnungen 
standen Ende 2003 genau 39 200 leer, 
das ergab die Leerstandsquote von 5,5 
Prozent. Wie die Grafik zeigt, waren es 
in den vergangenen Jahren immer ähn- 

lich viele. Rechnet man die Zahl auf gerecht. 4000 Wohnungen stünden 
den gesamten Berliner Wohnungsbe- 
stand hoch, so schätzt BBU-Vorstands- 
mitglied Ludwig Burkardt eher mit 
100 000 als mit den schon kursierenden 
150 000 bis 160 000 Leer-Emheiten. 

Daraus kann man noch nicht den 
Schluss ziehen, diese 39 200 leeren 
Wohnungen seien nicht mehr markt- 

Ler wegen ~nstandsetzul~ oder Mo- 
dernisierung, 1510 seien nicht be- 
wohnbar wegen noch nicht abgestellter 
baulicher Mingel. Weitere 5450 stün- 
den leer, weil ein Haus zum Verkauf 
stand und BBU-Unternehmen bei sol- 
chen Aktionen darauf achten, dass in 
einem Umwandlungsprozess alte Me- 

...................................... 
Stand in den BBU-Mitglidsuntemehmen -jeweils am Jahresende 

60 

5,5 

..................... wegen baulicher Schäden 1 510 
. . . . . . . . . . . . .  wegen geplanten Abrisses 2 620 ; 

......................... wegen Verkaufs 5450 
..................... wegen Mieteiwechsel 8910 ; 

- .. .- . - C 

lecrstd>ende Wohnungen .r 39200 / 
** , ?*-ma 

........................................................................................................................................................... 

ter und neue Eigentümer nicht an- 
einander geraten - da lassen die Unter- 
nehmen lieber ein paar (Miet-)Wob- 
nungen vorübergehend leerstehen. 
Weitere 8910 Wohnungen waren schon 
d drei Monate unbenutzt, weil 
hier Meter ausgezogen waren, sich die 
nach Auszug nötige Renovierung h- 
zog und neue Mieter noch nicht ka- 
men oder erst später einziehen wollten. 

An nicht marktgerechten Objekten 
blieben unterm Strich jene 2620 Woh- 
nungen, die leerstanden, weil das Haus 
abgerissen werden soll, und 16 710 
Wohneinheiten, bei denen es echte 
Verniietungsschwieri&eiten gab. Das 
waren, so BBU-Sprecherin Christa 
Fluhr, vor allem Wohnungen im Erd- 
geschoss, in ungünstigen Lagen oder 
mit nicht mehr gefragten Grundriss- 
zuschmtten, ,,Ein-Zimmer-Wohnun- 
gen sind fast unvermietbarb'. 

Eine Leerstandsquote von 2,3 Pro- 
zent (die 16 710 Wohnungen) werde 
laut Burkardt „gememhin als gesunde 
Fluktuationsreserve" angesehen. tr 



Verbände 

BBU: Leerstandssituation in Berlin undramatisch - 
Stadtumbau in Brandenburg beginnt zu greifen 
Berlinl Potsdam (tahl) - Der Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsun- 
ternehmen (BBU) hat auf seinen Jahrespressekonferenzen in Berlin und Pots- 
dam ein Resümee des Jahres 2003 gezogen und - insbesondere für Branden- 
burg - eine Reihe von politischen Forderungen erhoben. ,,Die BBU- 
Mitgliedsunternehmen in Berlin sind eine starke Säule in der Berliner Wirt- 
schaft. Im Jahr 2003 haben sie 867 Mio. Euro investiert und somit weiterhin für 
rund 10.000 Menschen die Arbeitsplätze gesichert. Auch für das Jahr 2004 lie- 
gen die Planungen mit 884 Mio. Euro in der gleichen Größenordnung", sagte 
BBU-Vorstandsmitglied Ludwig Burkardt. In Brandenburg haben die BBU- 
Mitglieder im vergangenen Jahr trotz schwieriger wirtschaftlicher Bedingun- 
gen 313 Mio. Euro investiert. 

Die Situation in Berlin: 

Lediglich 18 % des Wohnungsbestandes 
in Berlin-Ost ist noch nicht oder geringfü- 
gig modernisiert. In Anbetracht des riesi- 
gen Instandsetzungs- und Modernisie- 
rungsbedarfs seit der Wende eine enor- 
me Leistung. Bis zum Jahr 2000 betrug 
der Anteil der komplett modernisierten 
Wohnungen im Ostteil der Stadt 54 %, 
bei den teilmodernisierten lag die Quote 
bei 22 % und bei den geringfügig oder 
gar nicht modernisierten betrug sie 
24 %. Der langsamere Anstieg seit 2000 
macht deutlich, dass ein Sättigungsgrad 
im Bereich der Modernisierungen erreicht 
ist. In den westlichen Berliner Bezirken 
sind 88 % des Bestandes voll- bzw. teil- 
modernisiert. Hier wurde kontinuierlich 
über die Jahrzehnte in die Bestände in- 
vestiert. 

Bereits 1999 haben die Mitgliedsunter- 
nehmen des BBU dem Senat von Berlin 
die vorzeitige Rückzahlung von Aufwen- 
dungsdarlehen im Nominalwert von ins- 
gesamt 750 Mio. Euro zu einem Barwert 
von rund 380 Mio. Euro angeboten. 
Nach längeren Verhandlungen konnte im 
Dezember 2001 eine vertragliche Rege- 

lung für die Wohnungsgenossenschaften, 
im Oktober 2002 eine Regelung für die 
im BBU organisierten Wohnungsgesell- 
schaften erreicht werden für die in den 
Wohnungsbauprogrammen 1972 bis 
1976 gewährten Aufwendungsdarlehen. 
Auf der Grundlage dieser vertraglichen 
Vereinbarungen flossen bis zum 31 .I 2.03 
290 Mio. Euro Darlehensmittel an das 
Land Berlin vorzeitig zurück. Das Ange- 
bot, auch Aufwendungsdarlehen aus den 
nachfolgenden Wohnungsbauprogram- 
men ab dem Wohnungsbauprogramm 
1977 vorzeitig zurückzuzahlen, stößt auf 
Ablehnung durch die Senatsverwaltung 
für Finanzen. Damit entgeht dem Land 
Berlin eine weitere beachtliche Haus- 
haltseinnahme von rund 100 Mio. Euro. 

Begründet wird das mit der Erwartung, 
dass die Darlehensmittel ohnehin in ab- 
sehbarer Zeit regulär an das Land Berlin 
zurückfließen. Üblicherweise beginnt 
aber die Bedienung der Aufwendungs- 
darlehen erst nach 30 Jahren. Dann ist 
jedoch mit erheblichen Finanzierungskos- 
ten im Zusammenhang mit der erforderli- 
chen Grunderneuerung der Wohngebäu- 
de zu rechnen. Erträge für die reguläre 
Bedienung des Aufwendungsdarlehens 

dürften dann, wenn überhaupt, nur in 
geringer Höhe anfallen. 

Berlins städtische Wohnungsbaugesell- 
schaften betreiben derzeit eine nachhalti- 
ge finanzielle Konsolidierung einschließ- 
lich Sondertilgungen durch hohe Til- 
gungsraten, den Verkauf von Wohnungs- 
beständen, und eine nachhaltige Kosten- 
reduzierung. 
In den letzten drei Jahren haben die städ- 
tischen Wohnungsbaugesellschaften im 
Rahmen ihrer Kreditverpflichtungen ihre 
Tilgungsraten von 19,l % in 2000 auf 
33,2 % in 2003 gesteigert. 
In den letzten zwölf Jahren haben die 
städtischen Wohnungsbaugesellschaften 
136.323 Wohnungen verkauft (ohne 
Verkauf der GEHAG), davon rund 42.000 
WE in Berlin (Ost) im Rahmen des Alt- 
schuldenhilfegesetzes und die restlichen 
rund 95.000 WE, um das Eigenkapital 
aufzustocken für notwendige Investitio- 
nen zu erwirtschaften. Allein irn letzten 
Jahr waren es über 8.000 Wohnungen. 

Der BBU kritisierte allerdings, dass die 
finanziellen Anstrengungen durch Se- 
natsentscheidungen konterkariert wer- 
den. Zwei gravierende wohnungspoliti- 
sche Fehlentscheidungen in diesem Zu- 
sammenhang sind: 

1. Wegfall der Anschlussförderung mit 
einem Liquiditätsausfall für die BBU- 
Wohnungsunternehmen von 750 Mio. 
Euro, davon 51 0 Mio. Euro bei den städ- 
tischen Wohnungsgesellschaften. Dieser 
Liquiditätsausfall würde sich über 26 
Jahre verteilen und in der Spitze im Jahr 
2014 einen Betrag von 226 Mio. Euro 
ausmachen. 

2. Außerplanmäßiger Förderabbau bei 
90.000 Sozialwohnungen jeweils zum 
01.04.2004 und 2005 um 0,30 Eurolm2. 



Verbände 

Die daraus resultierenden Mieterhöhun- 
gen von 42 Euro bei Zugrundelegung 
einer 70 m2-Wohnungen kann ganz 
überwiegend nicht an die Mieter weiter- 
gereicht werden, was ebenfalls zu einem 
erheblichen Liquiditätsausfall für die be- 
troffenen Wohnungsunternehmen füh- 
ren wird. 

Seit 1995 konnte der BBU 26 neue 
Berliner Genossenschaften bei ihrer 
Gründung begleiten und beraten. Sie 
verwalten insgesamt 10.874 Wohnun- 
gen, Das ist deutscher Rekord. Mit der 
vorzeitigen Rückzahlung von Aufwen- 
dungsdarlehen in Höhe von 130 Mio. 
Euro im Jahr 2003 haben alle 91 Berliner 
Wohnungsgenossenschaften zudem 
einen ganz erheblichen Beitrag zur Kon- 
solidierung des Berliner Haushalts ge- 
leistet. 

Von den BBU-Mitgliedsunternehmen 
werden in Berlin per 31.12.2003 insge- 
samt 71 7.000 Wohneinheiten verwaltet. 
Davon stehen Ende 2003 39.000 WE 
leer. Das entspricht einer Quote von 5,5 
Prozent. In Berlin (Ost) sind es 7,4 Pro- 
zent (weiterhin rückläufig) und in Berlin 
(West) sind es 3,4 % (stagnierend). Be- 
trachtet man die Leerstandsgründe diffe- 
renziert, ergibt sich ein ganz anderes Bild. 
Wegen echter Vermietungsschwierigkei- 
ten stehen lediglich 16.71 0 WE oder 2,3 
Prozent leer. In der Wohnungswirtschaft 
gilt das gemeinhin als gesunde Fluktua- 
tionsreserve. 

Die Mietschulden entwickelten sich in 
den Jahren 2000 und 2001 erfreulich 
rückläufig. Seit dem Jahr 2002 ist leider 
wieder ein Anstieg zu verzeichnen. Die 
Mietschulden erreichen kumulativ am 
Stichtag 3 1.12.2003 eine Höhe von 164 
Mio. Euro. Die Zahl der Sozialhilfeemp- 
fänger ist zwar leicht rückläufig, dennoch 
liegt Berlin im Vergleich zu anderen 
Großstädten wie Hannover, Hamburg, 
FrankfurVM., Leipzig oder München auf 
dem 1. Platz. Das spiegelt die insgesamt 
schwierigere wirtschaftliche Lage vieler 
Haushalte wider. 

In den Wohnungsbeständen der BBU- 
Mitglieder kann ein erfreulicher Rück- 
gang bei Schmierereien und Vandalismus 
festgestellt werden. Im Jahr 1997 muss- 
ten die BBU-Mitglieder noch gut 7 Mio. 
Euro für derartige Schäden aufwenden. 
Ende 2003 waren es ,,nurr' noch 3,5 
Mio. Euro. Seit der Senatsaktion 
„Saubere Stadt" im Jahr 1997 sind die 
Wohnungsunternehmen dazu überge- 
gangen, Graffitischmierereien sofort zu 
beseitigen. Das hat ganz offensichtlich 
Wirkung gezeigt. 

Die Situation in Brandenburg 

Durch Investitionen von über 10 Mrd. 
Euro sind heute über 50 Prozent des 
brandenburgischen Wohnungsbestandes 
vollständig, weitere 28 Prozent teilweise 
saniert. Aufgrund der gesunkenen Nach- 
frage nach Wohnraum sind die Investitio- 
nen erneut deutlich von 439,4 Mio. Euro 
in 2002 auf 31 3,4 Mio. Euro in 2003 
(-29 %) zurückgegangen. Vor allem im 
äußeren Entwicklungsraum wurde kaum 
noch in den Neubau investiert. Aber auch 
die Modernisierungsaufwendungen san- 
ken gegenüber dem Vorjahr in ganz 
Brandenburg mit -38 O/O erheblich. 

Dank des konsequenten Abrisses von 
Wohnungen stehen im Land noch 
60.200 Wohnungen leer. Die Leerstands- 
quote konnte damit auf einem Niveau 
von 14,9 Prozent stabilisiert werden. 
Dabei ist die Quote im engeren Verflech- 
tungsraum mit 6'9 Prozent unverändert. 
Aber auch im äußeren Entwicklungsraum 
stieg sie nur geringfügig und liegt bei 
18,3 Prozent. Damit beginnt der Stadt- 
umbau zu greifen. Dieser Erfolg war nur 
aufgrund der umfangreichen Abrissaktivi- 
täten der BBU-Mitglieder möglich. Insge- 
samt nahmen sie im Jahr 2003 4.920 
Wohnungen vom Markt. Ohne diese 
Maßnahmen läge der Leerstand im äuße- 
ren Entwicklungsraum heute bei 20 Pro- 
zent! Damit sind die BBU-Mitgliedsunter- 
nehmen zusammen mit den Städten und 
Kommunen die wesentlichen Träger des 
Stadtumbaus im Land. 

Beim Abriss entstehen Kosten von 35 bis 
200 Eurolqm Wohnfläche, für die das 
Land eine pauschale Förderung von 60 
Eurolqm zahlt. lnsgesamt haben die BBU- 
Mitglieder im Jahr 2003 Abrisskosten von 
rund 17 Mio. Euro aufgebracht. Über die 
Förderung hinaus entstehen aber weite- 
rer Belastungen, die die Unternehmen 
selbst tragen: Durch den Umzug verblie- 
bener Mieter in Ausweichwohnungen 
entstehen Kosten (Entschädigungen, 
Umzugsbeihilfen U. a.), auf den Abriss- 
objekten lastende Modernisierungskredi- 
te müssen weiter getilgt werden. Die 
Wohnungsunternehmen bringen zusätz- 
lich zur Förderung also selbst erhebliche 
Mittel für den Abrisses auf! Auch in den 
kommenden Jahren werden die BBU- 
Mitglieder den Stadtumbau weiter voran- 
treiben. Die 44 Unternehmen, die Anträ- 
ge auf zusätzliche Altschulden-Entlastung 
gestellt haben, wollen nochmals 44.100 
Wohnungen abreißen. 

Allerdings werden -so die Prognose des 
BBU - bis 201 2 weitere 87.000 leer ste- 
hende Wohnungen hinzukommen. Die 

Pläne der Landesregierung, bis zu diesem 
Zeitpunkt 53.000 bis 55.000 abreißen zu 
lassen, reichen daher nicht aus. Beim 
gegenwärtigen Tempo des Stadtumbaus 
wird der Leerstand im äußeren Entwick- 
lungsraum deshalb weiter massiv zuneh- 
men! 

Forderungen 

Angesichts von Bevölkerungsrückgang 
und Leerstandszunahme muss dem 
Stadtumbau höchste Priorität zukommen. 
Seine Förderung ist kein Almosen, son- 
dern ureigenste Aufgabe der Landesre- 
gierung: Nur schnelle Abrisse und ein 
konsequenter Stadtumbau können die 
brandenburgischen Städte als attraktive 
Lebensräume erhalten. Ohne die Woh- 
nungsunternehmen wird kein weiterer 
Stadtumbau stattfinden. Nur wenn sie 
von Land und Bund dauerhaft und massiv 
unterstützt werden, kann der Stadtum- 
bau vor dem Scheitern bewahrt werden. 
Scheitert er, werden die Städte sterben - 
und mit ihnen das gesamte Land. 

Soll ein Stocken des Stadtumbaus verhin- 
dert werden, müssen die Mittel der Ab- 
rissförderung deshalb unmittelbar dann 
ausgerecht werden, wenn die Abriss- 
maßnahmen erfolgen. Insgesamt wurden 
bislang Zusagen für Altschuldenhilfe in 
Höhe von 657 Mio. Euro erteilt, davon 70 
Mio. Euro an brandenburgische Woh- 
nungsunternehmen. Entsprechend dem 
Bevölkerungsschlüssel der neuen Länder 
hätten aber 110 Mio. Euro auf Branden- 
burg entfallen müssen. Das Land hinkt 
also schon heute bei den zugesagten 
Mitteln hinterher! Hinzu kommt, dass die 
Anträge in der Reihenfolge ihres Einge- 
h e n ~  bearbeitet werden („Windhund- 
verfahren"). Da die brandenburgischen 
Unternehmen ihre Anträge teils spät stel- 
len konnten, ist davon auszugehen, dass 
ein wesentlicher Teil durch die derze~t 
bereitstehenden Mittel nicht abgedeckt 
ist. Der BBU fordert deshalb eine Aufsto- 
ckung der Mittel für Härtefallverordnung 
nach 5 6a AHG. Letztendlich müssen alle 
dauerhaft leer stehenden Wohnungen 
von den Altschulden entlastet werden, 
unabhängig von der Hohe des Leerstan- 
des des Wohnungsunternehmens. 

Außerdem setzt sich der BBU für eine 
Verlängerung der lnvestitionszulage ein, 
die auch weiterhin im gesamten Stadtge- 
biet der Stadtumbaustädte gelten muss. 
Er fordert außerdem, ein Landesumschul- 
dungsprogramm wie in Sachsen einzu- 
führen, um den Unternehmen Ersatzsi- 
cherheiten bei Abrissen zu verschaffen. 
Die noch bestehenden Belegungsbindun- 
gen müssen gestrichen werden. B 
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Mietschuldenberg wuchs auf 164 Millionen Euro 
Hauptgrund: Allgemeine Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage Gute Nachricht: Weniger Vandalismus ! 

Das ist eine gute Nachricht für Berlin: 
Die Wohungsunternehmen ver- 
zeichnen weniger hässliche Graffiti- 
Schmierereien an Häusemänden. 
Was Mietschuiden anbetrifft, ergibt 
sich dagegen eine eher negative Ent- 
wicklung. In den Berliner Mitglieds- 
unternehmen des BBU (Verband 
Beriin-Brandenburgischer Woh- 
nungsunternehmen) sind die Ausfäl- 
le M verpgenen Jahr wieder ge- 
stiegen. Anders stellt es sich bei den 
Leerständen dar. Hier verzeichnet 
die Statistik leichte Rückgänge irn 
Ostteil Beriins sowie eine Stagnation 
in den westlichen Wohngebieten. 

Der BBU vertntt in Rerlin 145 Unter- 
nehmen, darunter kommunale und 
private Wohnungsgesellschaften sowie 
Genossenschaften, die insgesamt rund 
717.000 Wohrieinheiten verwalten. 

In diesen Beständen haben Vanda- 
lismus und Graffiti-Schmierereien 
deutlich nachgelassen. So konnten die 
für die Beseitipngder Schäden au&- 
wendeten Mittel crlzeblich gesenkt 
werden. Mussten die Unternehmen 
1997 noch sieben Millionen Euro 
dafur ausgeben, so waren es 2003 nur 
noch 3,s Millionen. 

Gründe für den Kuckgang: Einige 
Vermieter bieten Jugendlichen legale 
Flächen zum Besprayen. Andere sor- 
gen dafür, dass entdeckte Bemalun- 
gen sofort entfernt werden. Und nicht 
zuletzt dürften auch einige Bestrafitn- 
gen von Übeltätern ein Umdenken be- 
wirkt haben. 

Nach dem Gesetz sind sogar Frei- 
heitsstrafen von bis zu drei Jahren 
möglich. In Berlin wurde ein erwach- 
sener Intensivtäter schon einmal zu 
einem Gefänpisaufenthalt von 18 
Monaten verurteilt. Rei Jugendlichen 
setzt die Justiz oft auf einen Erzie- 
hungseffekt durch gemeinnützige Ar- 
beiten. 

Die wieder anwachsenden Miet- 
schulden sind fiir den BBU eine Folge 
der allgemeinen Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Lage. Konnte 
man in den Jahren 2000 und 2001 er- 
freulicherweise den Berg etwas ab- 
bauen, so hat sich der Trend seit 2002 
wieder gedreht. Insgesamt wuchsen 
die Mietschulden in den vergange- 
nen 10 Jahren von 68 auf 164 Millio- 
nen Euro. 

Trotzdem halten die Unterneh- 
men an der Schuldnerberatung fest. 
Nach wie vor gilt, dass es immer die 
schlechteste und teuerste Lösung ist, 
wenn ein Mieter seine Wohnung ver- 
lassen muss. 



Fortsetzung von Seite 1 
Situation auf dem Wohnungsmarkt BerlinIBrandenburg 

im Westteil gar 88 Prozent. 

i Diese Zahlen belegen einen insge. 
samt sehr hohen Modernisierungs- 
grad. Jetzt kommt es bei vielen Unter- 
nehmen darauf an, die kleinen Zimme~ 
aus den Wohnungsbauprojektei~ nach 
den Kriegen aus den 2Oer und 5Oer Jah- 
ren zusammenzulegen, um so den ge- 
stiegenen Wohnbedürfnissen entge- 
genzukommen. 

Dass die Arbeit in den Beständen 
weiter geht, zeigt sich auch in den an- 
haltend hohen Ausgaben fhr Instand- 
haltung und Modernisierung, die bei 
fast 800 Millionen Euro im vergange- 
nen Jahr lagen. Ller Neubau landete bei 
den Investitionen dagegen mit nur 
noch 72 Millionen Euro auf dem nied- 
rigsten Wert seit langem. Im laufenden 
Jahr soll der gesamte Aufwand fix Bau- 
kosten sogar wieder etwas steigen. 
Auch beim Neubau wird ein geringes 
Wachstum prognostiziert. 

In einer anderen Kategorie setzt Ber- 
lin bundesweit Maßstäbe, nämlich als 
,,Stadt der Genossenschaftsneugrün- 
dungen". Seit 1995 wurden 26 neue Un- 
ternehmen mit der gemeinschaftlichen 
Eigenturnsform geschaffen. 

Allein diese „Neulinge" verwalten 
fast 11.000 Wohnungen. Auch die Ge- 
nossenschaften steuern mit erhebli- 
chen Investitionen positive Impulse 
zum Baugeschehen bei. 

B ei der vor allem seit Mitte der 90er 
Jahre feststellbaren Leerstands- 

problematik gibt es Anzeichen einer 
Besserung. Insgesamt sind aber nach 
vorsichtigen Schätzungen in Berlin 
immer noch rund 100.000 Wohnun- 
gen unvermietet. 

Bei größeren Flächenwünschen 
sieht man indes sogar wieder eine 
steigende Nachfrage. Als hoffnungs- 
lose Fälle gelten vor allem unsanierte 
Plattenwohnungen. Hier verspricht 

Die Situution im 
Land Bmndenburg 

rückgegangen. Erheblich weniger wur- 
de auch für Modernisierungsma13nah- 
men ausgegeben. Durch den konse- 
quenten Abriss von 4.920 Wohnungen 
im J& 2003 stehen in Brandenburg 
noch 60.200 Wohnungen leer. 

Die Leerstandsquote liegt nun bei 
14,9 Prozent. Damit sind die Mitglieds- 
unternehmen, so Ludwig Burkardt, 
Vorstand der BBU, zusammen mit den 
Städten und Kommunen die wesentli- 
chen Träger des Stadtumbaus undbrin- 

Im Land Brandenburg haben im 
Jahr 2003 die BBU-Mitglieder kotz 
schwieriger wirtschaftlicher Lage 313 
Millionen Euro investiert. Die Hälfte 
davon gaben die Wohnungsbaugeseli- 
schaften und -genossenschaften für In- 
standhaltung und Instandsetzung ihrer 
Wohnanlagen aus. Laut BBU sind zur 
Zeit über 50 Prozent des brandenburgi- 
schen Wohnungsbestandes vollstän- 
dig, weitere 28 Prozent teilweise, sa- 
niert. Dennocb seien die Investitionen, 
wegen der weiterhin sinkenden Nach- 
frage von Wohnungen, deutlich zu- 

jetzt der öffentlich geför- gen zusätzlich zur Förde- 
derte Stadturnbau Ost rung des Landes selbst er- 
neue Impulse. Durch Ab- hebliche Mittel für den Ab- 
bruch werden nicht mehr riss auf. Denn durch den 
vermietungsfähige Ob- Umzug verbliebener Mie- 
jekte vom Markt genom- ter in Ausweichwohnun- 
men. Die intensive In- gen entstehen Kosten wie 
standsetzung und Moder- zum Beispiel Entschädi- 
nisierung in den Jahren gungen und Umzugsbeihil- 
seit der Wende hat das Ge- fen. Auch die auf den abge- 
samtbild entscheidend rissenen Gebäuden lasten- 
verändert. So sind im Ost- den Modernisierungskre- 
teil Beriins bereits 82 Pro- dite müssen weiter getilgt 
zent aller Wohnungen der Ludwtg B u r M t ,  werden. Der BBU kritisiert, 
BBU-Mitgliedsunterneh- Mitglied des Vorstan- dass das Tempo des Stadt- 
men voll- oder teilsaniert, des des BBU. umbaus nicht ausreicht. 

Der Leerstand sei in den 
letzten vier Jahren um 36.000 Woh- 
nungen gestiegen. Geht man von die- 
sem Zuwachs aus, so werden bis 2012 
nochmals 87.000 hinzukommen. Nach 
Schätzungen der Landesregierung sol- 
len bis 2012 lediglich 55.000 Wohnun- 
gen abgerissen werden. Ludwig Bur- 
kardt: ,,Hinzu kommt ein dramatischer 
Rückgang der Bevölkerung. 

Laut der Prognose des Landesum- 
weltamtes und des Landesamtes für 
Statistik Brandenburgs wird die Ein- 
wohnerzahl im äußeren Entwickiungs- 
raum bis zum Jahr 2025 um 320.000 
Personen bzw. 118.000 Haushalte ab- 
nehmen. Dies bedeutet nochmals, dass 
118.000 Wohnungen dauerhaft nicht 
mehr benötigt werden." 

Demzufolge müsse dem Stadtum- 
bau höchste Priorität zugesprochen 
werden. ,,Seine Förderung ist kein Al- 
mosen, sondern ureigenste Aufgabe 
der Landesregierung und des Bundes. 
Scheitert er, werden die Städte sterben - 
und mit ihnen das gesamte Land," so 
der Vorstand des BBU. 

Auch die Mittel für die Altschulden- 
entlastung müssen weiterhin aufge- 
stockt werden und alle dauerhaft leer- 
stehenden Wohnungen sollten von Alt- 
schulden entlastet werden. 

Trotz der Leerstände besteht im 
Land Brandenburg nach wie vor eine 
Belegungsbindung - die dafür gedacht 
ist, einkommensschwache Menschen 
mit Wohnraum zu versorgen - fur rund 
149.000 Wohnungen. Sie erzeugen ei- 
nen hohen und teuren Verwaltungsauf- 
wand und sind laut BBU heute durch 
nichts mehr zu rechtfertigen. Selbst 
in Potsdam stehen 1.720 der 36.300 
Wohnungen der Mitgliedsunterneh- 
men leer. 

Der Verband fordert deshalb drin- 
pnd: Alie brandenburgischen Woh- 
nungen dauerhaft, jedoch mindestens 
ur zehn Jahre, von der Belegungsbin- 
jung zu befreien. In Brandenburg ver- 
:ritt der BBU 244 Mitglieder mit einem 
Sestand von 404.000 Wohnungen. 

Paul E Duwe/ Gisela Schur 
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espalten 
Die Situation auf dem Wohnungs- 
markt entwickelt sich in Beilin und 
in Bradenburg weiterhin sehr 
unterschiedlich. Wiihrend 
stand in d s  Hauptstadt s 
kratzt er in den Randregionen Bram- 

Nach aktuellen Angaben des Verbandes 
Berfin-Brandenburgischer Wohnungsunter- 
nehmen e.V. (BBU), Berlin, standen Ende 
des vergangenen Jahres 5,5O/0 der 7'1 7.000 
von den Mitgliedsunternehmen in Berlin 
bewirtschafteten Wohnungen leer. fm West- 
teil der Stadt stagnierte die Quote bei 3,@/0, 
im Ostteil ging sie auf 7,4% zurkck. Wegen 
echter Vermietungsschwierigkeiten stünden 
jedoch nur 16.710 Wohneinheiten oder 
2,3% leer, sagt BBU-Vorstand Ludwig Bur- 
kardt; die anderen würden wegen baulicher 
Schäden, geplanter Privatisiemng oder be- 
vorstehenden Ruckbaus nicht am Markt 
angeboten Deshalb sei dre Leerstandssitua- 
tion "undramatisch" Burkardt empfiehlt, 
die in der Offentlichkeit gehandelten Zah- 
len von insgesamt bis zu 160.000 leer ste- 
henden Wohnungen in Berlin kritisch zu 
betrachten .Ich habe den Eindruck, dass 
mit diesen Zahlen auch Politik gemacht 
wird." 

Probleme bereiten den Wohnungsunter- 
nehmen laut Burkardt zwei Entscheidungen 

des Berliner Senats: zum einen der vielfach 
diskutierte Wegfall der hschIussfördemng 
im sozialen Wohnungsbau, zum anderen 
der außerplanmäßige Forderabbau um 
jeweils 0,30 EUR/m2 in diesem und dem 
nichsten fahr. Davon sind 90.000 Sozial- 
wohnun-n betroffen. Die daraus resultie- 
rende Mieterhohung konnten die Untemeh- 
men in vielen Fallen nicht voll an die Mie- 
ter weiteneichen, da diese sonst wohl aus- 
zdigen, sagt Burkardt. Dies werde zu einem 
erheblichen Liquiditätsausfall führen. 

Noch schwerer wiegen die Probleme, mit 
denen die Wohnungsunternehmen in Bran- 
denburg zu kampfen haben. Während der 
k r s t a n d  bei den BBU-Mitgliedsunterneh- 
mm im engeren Verflechtungraum um Ber- 

i t  6,996 einigermagen moderat ist, 
in den weiter von Berlin entfernten 

onen (dem so genannten augeren Ent- 
witklüngsraum) fast jede funfte %Vohnung 
leer. Dass die Quote mit 18,396 gegenuber 
2002 nur um 0,2 Prozentpunkte anstieg, ist 
laut BBU einzig Abrissmaßnahmen zu ver- 
danken. fm Jahr 2003 nahmen die bran- 
denburgischen Verbandsmitglieder 4.920 
Wohneinheiten vom Markt. Der Lawenan- 
teil davon entfiel auf Guben (1.119), Cott- 
bus (922), Frankfurt an der Oder (788) und 
Schwedt (560). In den kommenden Jahren 
wollen allein diejenigen Unternehmen, die 
Antrage auf zusätzliche Altschulden-Entlas- 
tung gestellt haben, nochmals 44 100 
U70hneinheiten abreißen ich)  


